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Rechte marschiert
nicht ganz durch

BERN Der neue Nationalrat dis-
kutierte gestern erstmals über
das Budget 2016. Die SVP wollte
die Gesamtausgaben kurzer-
hand um 3,1 Milliarden Franken
senken. Das war chancenlos.
Hingegen setzten SVP, FDP und
GLP gemeinsam eine mildere
Kürzung von 125 Millionen Fran-
ken beim sogenannten Sach-
und Betriebsaufwand durch.
Laut Bundesrat trifft das primär
Ausgaben der Armee und den
Bereich Nationalstrassen. fab

Neuer Name für
Privatklinikgruppe
GENOLIER Die Privatklinikgruppe
Genolier Swiss Medical Network
gibt sich einen neuen Namen:
Sie heisst nun Swiss Medical
Network. Die Änderung betrifft
nur die Gruppe, während die Kli-
niken weiter unter ihrem Namen
auftreten. Mit der Namens-
änderung betone die Gruppe
ihren Status als gesamtschwei-
zerischer Zusammenschluss.sda

Express

BERN Das Parlament beauftragt
den Bundesrat, an der indirekten
Presseförderung festzuhalten.
Die Ständerat stimmte gestern
dem Vorstoss von Nationalrätin
Christine Bulliard (CVP, FR) op-
positionslos zu. Die Motion war
mit Blick auf das Sparprogramm
KAP eingereicht worden, wel-
ches das Parlament in der Zwi-
schenzeit verabschiedet hat. Der
Bundesrat hatte im Rahmen die-
ses Sparprogramms auf die in-
direkte Presseförderung verzich-
ten wollen. National- und Stän-
derat waren damit aber nicht
einverstanden, sie strichen die
Massnahme.

Nun soll verhindert werden,
dass bei künftigen Sparprogram-
men die Presseförderung erneut
infrage gestellt wird. Der Stände-
rat hat deshalb auf Antrag seiner
Kommission den Motionstext,
der sich auf das KAP bezog,
leicht abgeändert. Der National-
rat muss noch einmal darüber
befinden.

Eine Verfassungsänderung?
Die Räte wollen mit dem Auf-

trag an den Bundesrat Klarheit
schaffen: Auf eine Streichung der
indirekten Presseförderung via
Abgeltung an die Schweizerische
Post sei zu verzichten – zumin-
dest solange keine echte Alter-
native bestehe. Im Ständerat
wiesen die Redner auf die
schwierige finanzielle Situation
vieler Zeitungen hin. 

Die Bundesrätin Doris Leut-
hard versicherte, der Bundesrat
wolle die indirekte Presseförde-
rung vorerst weiterführen. Für
Alternativen bräuchte es aber
eine Verfassungsänderung, und
das wolle selbst die Branche
nicht. Möglich wäre mit heutiger
Verfassung und Gesetzgebung
einzig, die Unterstützung der
Nachrichtenagentur SDA zu
erhöhen.

Das würde den kleinen Verle-
gern helfen, die Kosten zu sen-
ken, sagte Leuthard. Darüber
werde das Parlament entschei-
den können. sda

Parlament will 
festhalten an 
Presseförderung
Der Bund soll die Zu
stellung von Zeitungen 
weiterhin verbilligen. Der 
Ständerat hat eine abge
änderte Motion aus dem 
Nationalrat gutgeheissen.

BERN Das neu formierte Parla-
ment will keine neuen Umwelt-
schutzregeln. Nach dem Natio-
nalrat verweigerte sich gestern
auch der Ständerat Änderungen
des Umweltschutzgesetzes, die
der Bundesrat als indirekten
Gegenvorschlag zur Initiative
«Grüne Wirtschaft» der Grünen
Partei verstanden hatte.

Der Landesregierung geht das
Volksbegehren zwar ebenfalls zu
weit. Weil sie das Anliegen an
sich für berechtigt hält, legte sie
dennoch Gesetzesänderungen
vor. Diese sind nun vom Tisch.
Der Ständerat beschloss mit 25
gegen 17 Stimmen, nicht auf die
Vorlage einzutreten. 

Enttäuschte Unterlegene
Die Befürworterinnen und

Befürworter bedauerten das
Scheitern. Robert Cramer (Grü-
ne/GE) gab zu bedenken, das
geltende Umweltschutzgesetz
datiere von 1983. Seither habe
sich viel verändert, das Gesetz
müsse angepasst werden. Der
indirekte Gegenvorschlag
beschränke sich auf das Mini-
mum – auf Verpackungen,
Recycling und Holzimporte. Die
betroffenen Branchen der Wirt-
schaft stellten sich nicht
dagegen.

Auch Umweltministerin Doris
Leuthard zeigte sich enttäuscht.
Das Thema werde das Parlament
wieder einholen, prognostizierte
sie. «Der Ressourcenverbrauch

ist dermassen intensiv, dass wir
in Probleme geraten.» Die Wirt-
schaft mache, was profitabel sei.
Deshalb brauche es Regulierun-
gen. «Wir müssen von einer
Wegwerfwirtschaft wegkommen
zu einer Kreislaufwirtschaft»,
sagte sie. Die Schweiz produziere
europaweit die grösste Abfall-
menge pro Kopf. Der Bundesrat
werde nun andere Wege ins
Auge fassen, er werde nicht untä-
tig bleiben.

Die Gegner machten geltend,
die Gesetzesänderungen wür-
den Kosten verursachen – zulas-
ten des Bundes und der Betriebe.
Ausserdem seien Verschärfun-
gen des Umweltschutzgesetzes
unnötig. Die Schweiz sei bereits
vorbildlich. 

Erst ja, dann nein
Der Ständerat hatte sich

zunächst einverstanden gezeigt
mit einem indirekten Gegenvor-
schlag zur Initiative. Er schwäch-
te die Vorlage des Bundesrates
jedoch ab. Der Nationalrat zog
dieser dann alle Zähne – und
lehnte sie am Ende dennoch ab.
Die vorberatende Kommission
des Ständerates kam in der Folge
zum Schluss, die ständerätliche
Version habe kaum mehr Chan-
cen.  Am Ende beantragte sie
daher ihrem Rat, nicht auf die
Vorlage einzutreten.

Über die Initiative «Für eine
nachhaltige und ressourceneffi-
ziente Wirtschaft (Grüne Wirt-
schaft)» wird am Ende das
Stimmvolk entscheiden. sda

Nationalrat hat 
kein Gehör für 
Umweltschutz
Auch die kleine Kammer 
lehnt, wie der Nationalrat,  
Änderungen des Umwelt
schutzgesetzes ab. Sie hät
ten vorgesehen, den Ver
brauch natürlicher Res
sourcen zu senken. 

Wieder Rummel ums Hotel Baur au Lac: Die neusten Festnahmen der FifaVizepräsidenten geschahen hier. Bild Keystone

noch gar kein Placet erteilt (wir
berichteten). Das sei nicht unge-
wöhnlich, hiess es damals bei
den SBB. Die Bewilligungen
würden oft recht knapp erteilt.
Gestern sagte das BAV aber klar
Nein.

BLS ist erleichtert
Das Bundesamt kritisiert, dass

die SBB kein Konzept vorgelegt
haben, wie Halte an den Agglo-
merationsgrenzen für Entlastung
sorgen sollen. Hinzu komme,
dass «alle betroffenen Kantone
sowie die BLS» sich gegen das
Vorhaben ausgesprochen hät-
ten. BLS-Sprecher Matthias Ab-
planalp erklärt die ablehnende
Haltung: «Wenn Fernverkehrs-
züge an S-Bahnhöfen halten,
dann fahren weniger Leute mit
der S-Bahn.» Das führe zu gerin-
geren Ticketerlösen, was letzten
Endes die Steuerzahler zu spü-
ren bekämen. Ein zusätzlicher

Intercityhalt könne zudem den
Fahrplan durcheinanderbrin-
gen: «Der Fahrplan im Knoten
Bern ist sehr dicht. Ein zusätzli-
cher Halt von Fernverkehrszü-
gen wirkt sich schnell negativ
aus.»

Alle offen für Diskussion
Bei der SBB ist man über den

negativen Bescheid des BAV
«erstaunt». Lea Meyer meint:
«Dies ist aus unserer Sicht eine
verpasste Chance.» In der Lang-
fristplanung der SBB seien soge-
nannte Tangentialzüge vorgese-
hen, welche die Zentren umfah-
ren. Das BAV habe dies für gut
befunden. Das Bundesamt
betont in seiner Stellungnahme,
es sei offen, «die Einführung von
Fernverkehrshalten ausserhalb
der grossen Bahnknoten» zu
prüfen. Allerdings müsse die
Bahn aufzeigen, welche Entlas-
tungen man sich davon erhoffe,

wie sich dies auf den Verkehr
und die Raumordnung auswirke
und welche künftigen Investitio-
nen dadurch nötig würden. Auch
die BLS ist bereit, über Änderun-
gen zu reden. «Aber dazu ist eine
grundlegende Diskussion unter
Federführung des BAV nötig, bei
der alle Partner einbezogen wer-
den.» Sind die SBB vorgeprescht,
ohne alle Partner an Bord zu
holen? Lea Meyer betont: «Wir
haben die zusätzlichen Halte
fristgerecht beantragt.» Man
werde die offenen Fragen in
nächster Zeit mit dem Bundes-
amt für Verkehr klären. In einem
weiteren Schritt wolle man auch
auf die BLS zugehen.

Sicher ist: Für diesen Fahr-
planwechsel ist der Entscheid
gefallen. Zusätzliche Intercity-
halte in Bern-Wankdorf oder in
Zürich-Altstetten kann es frü-
hestens ab Dezember 2016
geben.

BERN  Der morgendliche Ent-
lastungsintercity von Zürich
nach Bern sollte ab dem Fahr-
planwechsel im Dezember ver-
suchsweise auch in Bern-Wank-
dorf halten. In der Gegenrich-
tung wollten die SBB zwei Züge
in Zürich-Altstetten einen Stopp
einlegen lassen. «Das wäre eine
gute und pragmatische Lösung
dafür gewesen, die riesigen
Pendlermengen abzufangen
und die grossen Bahnhöfe zu
entlasten», sagt SBB-Sprecherin
Lea Meyer. Es sei entgegen
anders lautender Vorwürfe nie
darum gegangen, die rund 1800
SBB-Angestellten im Wankdorf
möglichst bequem zu ihrem
Arbeitsplatz zu bringen. Die
Züge waren bereits im neuen
Onlinefahrplan aufgeschaltet.
Dabei hatte das Bundesamt für
Verkehr (BAV) dem Testbetrieb
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Schallende Ohrfeige für die SBB
Die SBB wollten testweise einzelne  Intercityzüge in BernWankdorf und in ZürichAltstetten halten lassen.
Doch nun pfeift das Bundesamt für Verkehr sie zurück. Das Berner Bahnunternehmen BLS freuts.

Ein halbes Jahr nach der spekta-
kulären Festnahme von sieben
Fifa-Funktionären in Zürich hat
die Polizei erneut zugeschlagen.
Sie verhaftete gestern zwei Vize-
präsidenten der Fifa, Alfredo
Hawit und Juan Angel Napout.
Beide wehren sich dagegen, in
die USA ausgeliefert zu werden.

Napout und Hawit werden laut
Bundesamt für Justiz verdäch-
tigt, Bestechungsgelder in Mil-
lionenhöhe angenommen zu
haben. Um die Verhaftung der
beiden Vizepräsidenten des
Weltfussballverbands Fifa hatten
die USA ersucht. Die Männer sit-
zen nun in Auslieferungshaft.

Der Honduraner Hawit und
der Paraguayer Napout wurden
noch gestern erstmals von der
Kantonspolizei Zürich angehört.
Beide wehren sich gegen eine
Auslieferung an die USA. Das
Bundesamt für Justiz wird die
USA daher auffordern, formelle
Auslieferungsersuchen zu
stellen.

Bestechungsvorwürfe
Mit der Festnahme von Hawit

und Napout sitzen nun zwei von
sieben Fifa-Vizepräsidenten hin-
ter Gittern. Mit Michel Platini ist
ein weiterer Vizepräsident sus-
pendiert, ebenso Präsident Josef
Blatter.

Hawit und Napout waren ges-
tern am frühen Morgen im Zür-
cher Hotel Baur au Lac festge-
nommen worden. Im gleichen
Hotel waren bereits Ende Mai
sieben Fifa-Funktionäre verhaf-
tet worden. Wie bei diesen geht
es auch bei Napout und Hawit
um Bestechungsvorwürfe. Sie
sollen Schmiergelder als Gegen-
leistung für den Verkauf von Ver-
marktungsrechten angenom-
men haben. Die beiden Fifa-Vi-

zepräsidenten sind noch nicht
lange im Amt. Ihre Vorgänger
Eugenio Figueredo und Jeffrey
Webb waren bei der ersten Ver-
haftung in Zürich im Mai unter
den sieben Festgenommenen.

Von den sieben Personen, die
Ende Mai verhaftet worden
waren, sind bisher zwei an die
USA ausgeliefert worden. Die
anderen fünf widersetzen sich
einer Auslieferung an die USA.
Im Fifa-Korruptionsfall ermit-

teln die Schweiz und die USA in
zwei unabhängigen Verfahren.

Das Schweizer Verfahren
kreist um die Vergabe der Fuss-
ball-Weltmeisterschaften 2018
und 2022 an Russland, das ame-
rikanische rund um Medien-,
Marketing- und Sponsoring-
rechte für Fussballturniere in
den USA und Lateinamerika. Im
Rahmen des Schweizer Verfah-
rens wurde auch ein Strafverfah-
ren gegen Blatter eröffnet. sda

Und da warens nur noch fünf
Mit der gestrigen Verhaftung von zwei Vizepräsidenten der Fifa sitzen zwei 
der sieben Vizepräsidenten – wie ihre beiden Vorgänger – hinter Gitter.

Exekutivkomitee: Die Funktionäre
sind bereit, sich selbst zu entmachten

Nur Stunden nach der
Verhaftung zweier
hochrangiger Fifa-

Funktionäre, die auch Mit-
glieder im Exekutivkomitee
sind, trifft sich ebendieses Ko-
mitee. Der verbliebene und
gerupfte Haufen von Exekutiv-
mitgliedern diskutierte in
Zürich ein umfassendes Re-
formpaket.

Und das Komitee gibt grünes
Licht. Grünes Licht für das
Paket und damit für die eigene
Entmachtung. Der Weg ist frei
für eine Neuorganisation der
Führung des Weltverbandes.

Die Fifa-Exekutive, von der in
den letzten zwei Jahren mehr als 
ein Dutzend Mitglieder entweder
angeklagt, verhaftet, suspendiert 
oder unter Korruptionsverdacht 
gestellt wurden, wird es in der 
heutigen Form wohl bald nicht 
mehr geben. Das Gremium ent-
schied, dass an seine Stelle der 
Fifa-Council mit 36 Mitgliedern 
treten soll. Mindestens sechs 
Mitglieder des Council sollen 
Frauen sein. Der Fifa-Council, 
dem der Fifa-Präsident vorsitzt, 
überwacht die Entscheide des 
Generalsekretariats, hat aber kei-
ne exekutive Gewalt mehr. Somit 

verliert auch der Präsident an 
Einfluss. Er hat mehr repräsenta-
tiven Charakter. Wie beim Exeku-
tivkomitee entsenden die Kon-
föderationen ihre Leute in den 
Fifa-Council. Mehr Macht als der 
Präsident bekommt der General-
sekretär. Weiter wurde gutge-
heissen, dass die Amtszeit für 
den Präsidenten und die Mitglie-
der des Fifa-Council auf zwölf 
Jahre beschränkt werden soll.

Ob die Vorschläge auch tat-
sächlich in den Fifa-Statuten
Eingang finden, entscheidet der
Fifa-Kongress am 26. Februar
2016 in Zürich. sda

«Wir müssen von einer 
Wegwerfwirtschaft weg
kommen zu einer Kreis

laufwirtschaft»
Doris Leuthard

Umweltministerin


